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Zusammenfassung

Der vorliegende Bericht bietet einen Überblick über die wichtigsten Punkte aus den vom Netzwerk nationaler Experten erstellten 27 Länderberichte für das Jahr 2011 zur Überwachung der Performance der aus Mitteln des EFRE und des Kohäsionsfonds im Zeitraum 2007-2013 mitfinanzierten Programme. Er ist ein Follow-up-Bericht des Ende 2010 erstellten Berichts und berücksichtigt folgende Aspekte:

· wirtschaftlicher Kontext, in dem die Programme umgesetzt werden, die Aussichten für die restliche Programmperiode und wie beide sich im Laufe des letzten Jahres verändert haben;

· Auswirkungen der Krise und der entsprechenden Maßnahmen, um ihr zu begegnen, auf die regionale Ungleichgewichte und die in den verschiedenen Teilen der EU verfolgte Entwicklungspolitik;

· Umfang der Hilfen für die Mitgliedstaaten aus Mitteln des EFRE und des Kohäsionsfonds im Verhältnis zu den Entwicklungsausgaben;

· Fortschritt bei der Umsetzung von Programmen in der EU und das Ausmaß, bis zu dem die Ende 2010 zutage getretenen Verzögerungen verkürzt und Absorptionsprobleme überwunden wurden;

· Ergebnis der bisher getätigten Ausgaben in den verschiedenen Politikbereichen;

· in den Mitgliedstaaten durchgeführte Bewertungen der von der EU mitfinanzierten Programme.
Der wirtschaftliche Kontext – anhaltende Krise

Neben der Schwierigkeit, die Haushaltsdefizite zu senken und zur Reduzierung der staatlichen Kreditaufnahme den Umfang der steuerlichen Maßnahmen auszuweiten, hat sich die wirtschaftliche Erholung in fast der gesamten EU nur langsam und zögerlich vollzogen. Kurzfristig ist, wenn überhaupt, nur ein geringes Wirtschaftswachstum zu erwarten und die Aussichten für die verbleibende Zeit der Programmperiode lassen nur auf Verbesserungen in begrenztem Umfang hoffen. Die Arbeitslosigkeit ist in den meisten Ländern unverändert hoch und angesichts der wirtschaftlichen Prognosen wird sich daran auch nichts ändern. Dementsprechend ist die Schaffung von Arbeitsplätzen ein zunehmend dringlicheres Anliegen der Politik, doch die Priorität, die der Senkung der Haushaltsdefizite eingeräumt wird, schließt eine Lockerung der Finanzpolitik in den meisten Ländern aus.

In diesem Kontext ist es zu einer weiteren Beschränkung der einzelstaatlichen Entwicklungsausgaben gekommen. Zum einen haben sich dadurch die Schwierigkeiten in den Mitgliedstaaten verschärft, Mittel für die Kofinanzierung kohäsionspolitischer Programme bereitstellen zu können, zum anderen aber ist die Bedeutung dieser Mittelbereitstellung gestiegen, denn ohne sie erlischt der Anspruch auf die verfügbaren EU-Finanzmittel. Tatsächlich ist die EU-Finanzierung in vielen EU-12-Ländern praktisch zur einzigen Finanzierungsquelle für Entwicklungsausgaben geworden.

In vielen Ländern rezessionsbedingte Verschärfung regionaler Disparitäten

Generell waren anfänglich die Regionen stark von der Rezession betroffen, deren Wirtschaft sich vornehmlich auf die verarbeitende Industrie stützte und zudem besonders exportorientiert war. Sofern ihre Exporte hauptsächlich in Länder außerhalb der EU gingen, gehörten sie in der Regel allerdings auch zu den Regionen, die sich am schnellsten wieder erholten, als die globale Wirtschaft wieder Fahrt aufnahm. Regionen mit eher traditionellen Industrien wie der Textilbranche lagen wirtschaftlich auch weiterhin am Boden. Auf der anderen Seite waren in einer Reihe von Ländern (die Tschechische Republik, Lettland und Schweden) hauptsächlich aufgrund der Konzentration des weniger von der Krise betroffenen Dienstleistungssektors in größeren Städten eher die peripheren und ländlichen Regionen am stärksten betroffen. Während regionale Disparitäten in Ungarn und Litauen durch Ausgabenprogramme der öffentlichen Hand verringert wurden, die dem Konjunkturrückgang in diesen besonders betroffenen Regionen entgegenwirkten, blieben die Disparitäten in Polen aufgrund des anhaltenden Wirtschaftswachstums bestehen.

Die Haushaltskonsolidierung wirkt sich auch auf die Regionen unterschiedlich aus 

Die zur Senkung der Haushaltsdefizite ergriffenen Maßnahmen haben die regionalen Disparitäten eher verschärft. In zahlreichen Ländern (Italien, Spanien, Portugal, Frankreich, das Vereinigte Königreich und die Slowakei) haben Stellenstreichungen im öffentlichen Sektor Problemregionen aufgrund fehlender Stellenangebote im privaten Sektor stärker getroffen als andere. Ferner haben Kürzungen der staatlichen Transferleistungen zu einem Rückgang der Finanzierung von Entwicklungsausgaben sowohl direkt als auch über die Auswirkung auf die Kofinanzierung geführt.

Auch wenn es zu einer Kürzung der verfügbaren Mittel gekommen sein sollte, konzentrierte sich die Regionalpolitik in den meisten Mitgliedstaaten zumindest bis Ende 2010 auch weiterhin auf die Lösung grundlegender Strukturprobleme anstatt als Reaktion auf die Krise geändert zu werden. 

EU-Finanzierung trägt verstärkt zu den Entwicklungsausgaben bei
Die gesamten Finanzhilfen aus Mitteln des EFRE und des Kohäsionsfonds (insgesamt EUR 268,3 Mrd. über den Zeitraum), die noch an die Mitgliedstaaten zu zahlen sind, betragen in den meisten EU-12-Ländern schätzungsweise durchschnittlich mindestens 40% der Kapitalaufwendungen der Regierungen pro Jahr über den Rest der Programmperiode. Die einzigen Ausnahmen sind Polen mit knapp unter 40%, Slowenien (28%) und Zypern (8%). In Ungarn und der Slowakei liegt der Anteil bei ca. 75% und in Estland und Malta bei 62-64%. Obwohl es sich nur um approximative Werte handelt, zeigen diese Zahlen die entscheidende Bedeutung, die die Finanzierung aus diesen beiden Quellen für die Entwicklungsausgaben in diesen Ländern hat. Darüber hinaus sind die Finanzhilfen auch in Griechenland und Portugal (27-29% der jährlichen Investitionsausgaben der Regierungen) sowie in den Konvergenzregionen in Spanien und in Süditalien (ungefähr der gleiche Anteil) von großer Bedeutung.

Die Verteilung der Hilfsmittel aus dem EFRE und dem Kohäsionsfonds auf die großen Politikbereiche ist weitgehend unverändert geblieben, obwohl es einige Verschiebungen bei der Finanzierung zugunsten von Maßnahmen gegeben hat, die sich unmittelbarer auf die Schaffung von Arbeitsplätzen auswirken oder zu einer beschleunigten Finanzabsorption führen.

Finanzielle Ausführung der Programme bleibt unverändert langsam

Die Feststellung eines Fortschritts bei der Durchführung der Programme ist keine leichte Aufgabe, denn es ist nicht einfach, die beiden wichtigsten Datenquellen zu interpretieren: die Zahlungen an die Mitgliedstaaten aus den beiden Fonds, weil sie oftmals deutlich hinter den tatsächlichen Ausgaben vor Ort zurückbleiben, und die durch die Mitgliedstaaten erfolgende Zuteilung von Finanzmitteln für spezifische Projekte, weil diese eventuell nur langsam anlaufen. 

Die Zahlungen aus den Mitteln des EFRE an EU-15-Länder Ende 2011 (5 Jahre in der Programmperiode) erreichten gerade einmal etwas über ein Drittel der insgesamt für den Gesamtzeitraum verfügbaren Finanzmittel. Das sind 10 Prozent weniger als in der entsprechenden Zeit der Periode 2000-2006, als die Programmdurchführung als langsam betrachtet wurde. Der Unterschied war etwas größer als Ende 2010, was darauf hindeutet, dass es 2011 keine beschleunigte Durchführung gab. In den ersten fünf Jahren des Zeitraums, als die Finanzmittel knapp waren, waren die Gesamtzahlungen aus Mitteln des EFRE an die EU15 real um EUR 10,6 Mrd. geringer, als wenn der Zahlungsplan der gleiche gewesen wäre wie im Zeitraum 2000-2006. Besonders groß war der Ausfall in Spanien, Italien und Portugal. In Italien beliefen sich die Zahlungen Ende 2011 nur auf 19% der insgesamt für den Zeitraum verfügbaren Finanzmittel.

Trotz ihrer weitaus geringeren Erfahrungen mit den Strukturfonds überstiegen die an die EU-12-Länder geleisteten Zahlungen im Verhältnis zu den verfügbaren Finanzmitteln deutlich die Zahlungen an die EU-15-Länder. Besonders gering fielen sie allerdings in Bulgarien aus, aber vor allem in Rumänien, wo sie Ende 2011 lediglich 16,5% der verfügbaren Finanzmittel betrugen. 

Im Allgemeinen waren die Zahlungen aus den Mitteln des Kohäsionsfonds geringer als die aus denen des EFRE, was darauf hindeutet, dass das Tempo, in dem die Projekte ausgeführt wurden, ebenfalls geringer war. Dies mag an dem größeren Umfang und der größeren Komplexität der Projekte gelegen haben. Ende 2011 warteten über 70% der Ressourcen des Fonds noch auf ihre Auszahlung.

Mittelzuweisungen an Projekte weisen auf eine schnellere Umsetzung hin

Der Anteil der Finanzmittel, die spezifischen Projekten zugewiesen wurden, stieg 2010 (die jüngsten verfügbaren Daten) deutlich an, was darauf hindeutet, dass die Umsetzung der Programme weiter vorangeschritten war, als es die Zahlungsdaten vermuten lassen. In der gesamten EU wurde bis Ende 2010 etwa 55% des für Programme verfügbaren Haushalts Projekten zugewiesen, was deutlich mehr als das Doppelte des Ende 2009 registrierten Werts (23%) entspricht. Im Durchschnitt war kaum ein Unterschied zwischen der EU12 und der EU15 zu verzeichnen. Die Mittelzuweisungen an Projekte fielen in Rumänien, Bulgarien und Italien durchschnittlich jedoch geringer aus – nur ein Drittel der verfügbaren Finanzmittel. Dies bestätigt die in den Zahlungsdaten zum Ausdruck kommenden erheblichen Verzögerungen bei der Umsetzung. Darüber hinaus weisen die Daten auf Verzögerungen bei der Umsetzung in Frankreich sowie in geringerem Umfang auch in der Tschechischen Republik und in der Slowakei hin, und darauf, dass die Umsetzung im Gegensatz dazu in Estland und Litauen relativ gut voranschreitet.

Gründe für Verzögerungen bei der Umsetzung und Maßnahmen, um dem entgegenzuwirken

Dort, wo es zu erheblichen Verzögerungen kommt, scheinen sie in den meisten Politikbereichen üblich zu sein. Die Hauptgründe dafür sind auch weiterhin, wie bereits im Bericht 2010 erwähnt, die Überlappung der aktuellen und vorigen Programmperioden, ein Mangel an institutionellen und administrativen Kapazitäten, wodurch ein Aufschließen schwierig wird, die durch die Krise bedingten Schwierigkeiten, Mittel für die Kofinanzierung bereitzustellen, und – aus demselben Grund sowie aufgrund unsicherer Wachstumsaussichten – die schwache Nachfrage der Unternehmen nach Finanzierungen. 

Die zur Reduzierung der Verzögerungen ergriffenen Maßnahmen umfassen insbesondere die Umschichtung der Mittel auf Bereiche, in denen Finanzmittel schneller ausgegeben werden können (z.B. vom Schienen- zum Straßenbau), die Neustrukturierung der Zahlungssysteme zur Steigerung ihrer Effizienz, die Vereinfachung von Vorschriften, verstärkte Schulung von Mitarbeitern und die Inanspruchnahme von externen Beratungsdienstleistern sowie die Beschaffung von Darlehen bei der EIB und anderswo, um den Problemen der Kofinanzierung entgegenzuwirken.

Schwer zu bewertende Ergebnisse

Die Ermittlung der bisherigen Ergebnisse aufgrund der aus dem EFRE und dem Kohäsionsfonds bereitgestellten Finanzmittel wird nicht nur durch die Verzögerungen bei der Umsetzung der Programme erschwert, sondern auch durch die unbefriedigenden Informationen, die dafür bereitstehen. Die im jährlichen Durchführungsbericht enthaltenen quantitativen Indikatoren zur Beurteilung der Fortschritte in der Durchführung der Programme sind in vielen Fällen weder angemessen erklärt noch ausreichend zu den Endzielen der Politik in Beziehung gesetzt und lassen eine programmübergreifende Einheitlichkeit vermissen – was selbst eine Zusammenfassung der Kernindikatoren zu einem gewagten Unterfangen werden lässt. Des Weiteren sind auch die qualitativen Informationen in den Berichten in den meisten Fällen nicht eindeutig mit den quantitativen Daten verknüpft und erlauben somit keine sinnvolle Auslegung im Hinblick auf die Ziele der Politik.

Trotz eines im Vergleich zur vorherigen Periode gewissen Fortschritts in der aktuellen Programmperiode, ist dieser begrenzt, und zur Verwirklichung eines ergebnisorientierten Ansatz in der nächsten Programmperiode ab 2014 sind wesentliche Veränderungen notwendig. 

Nachweis der bisher erzielten Ergebnisse
Trotz Verzögerungen und unbefriedigender Informationen – die sich bis auf die in Statistiken verwendeten Indikatoren erstrecken
 – ist es offensichtlich, dass im Laufe der ersten vier Jahre der Programmperiode einige wichtige Ergebnisse erzielt wurden: 

· Nahezu 189.000 Bruttoarbeitsplätze (entspricht Vollzeitarbeitsplätzen) sind EU-weit schätzungsweise direkt durch die Projekte entstanden.

· Ungefähr 19.000 FTEI-Projekte, 6.000 Kooperationsprojekte von Wirtschaft und Forschung und fast 24.000 Unternehmensgründungen wurden unterstützt und über 100.000 KMU erhielten Hilfe bei Investitions- und Innovationsvorhaben.

· Fast 920.000 Menschen erhielten einen Breitbandanschluss.

· Die Transeuropäischen Netze wurden um fast 280 km Autobahn und 285 km Schienenwege erweitert und darüber hinaus wurden deutliche Verkürzungen der Fahrzeiten durch die Erneuerung von Straßen und Eisenbahnlinien insbesondere in der EU12 erzielt.

· Ungefähr 1,5 Millionen weitere Menschen erhielten einen Anschluss an die Versorgung mit sauberem Trinkwasser und über 3,3 Millionen an die Hauptkanalisation.

· Ca. 800 Quadratkilometer kontaminiertes oder brachliegendes Land wurde hauptsächlich in EU12-Ländern gereinigt.

Steigende Zahl der Bewertungen

Die Zahl der Bewertungen von Programmen oder Teilen von ihnen ist 2010 und im ersten Halbjahr 2011 EU-weit deutlich angestiegen. Insgesamt sind ca. 266 abgeschlossene Bewertungen in den Länderberichten aufgeführt, und in einigen Ländern ist dies nur ein Teil der Gesamtzahl. Allerdings gibt es diesbezüglich deutliche Unterschiede zwischen den Ländern. So wurden in Griechenland und Zypern bisher noch keine Bewertungen abgeschlossen. In einigen Ländern erfolgen die Bewertungen zudem getrennt vom politischen Entscheidungsprozess und haben somit keinen Einfluss auf Entscheidungen, während in anderen (insbesondere Lettland und Litauen) Verfahren entwickelt wurden, um zu gewährleisten, dass die Ergebnisse in Entscheidungsfindungsprozesse einfließen. 

Obwohl bei den meisten Bewertungen bisher das Management und die Umsetzung im Mittelpunkt standen – zum Teil aufgrund des bisher begrenzten Outputs in vielen Gebieten –, hat sich ein Drittel von ihnen mit dem Einfluss der Politik oder ihren Auswirkungen befasst. In den meisten Fällen konzentriert man sich auf spezielle Probleme oder Maßnahmen anstatt den Versuch zu unternehmen, ganze Programme zu beurteilen. Fast alle Politikbereiche wurden abgedeckt, obgleich der Bereich der Investitionen in das Transportwesen oder in die Umweltinfrastruktur in relativ wenigen Bewertungen geprüft wurde. Dies führt zu einem Aufbau von Wissen über die Auswirkungen einzelner Interventionen in verschiedenen Bereichen, was EU-weit potentiell sowohl für die Verantwortlichkeit in der laufenden Programmperiode als auch für die Gestaltung zukünftiger EU-weiter Politikvorhaben von Bedeutung ist. 

Schlussfolgerungen

Obwohl die Ergebnisse keine eindeutigen Schlussfolgerungen zulassen, weisen die Angaben zur Mittelbindung darauf hin, dass sich das Tempo der Umsetzung der kohäsionspolitischen Programme 2010 erhöht hat. Dennoch zeigen sich in einer Reihe von Ländern, darunter insbesondere in Rumänien, Bulgarien und Italien, ganz offensichtlich erhebliche Verzögerungen und es muss ernsthaft gefragt werden, ob sie die Fähigkeit besitzen, die verfügbaren Finanzmittel über die restliche Laufzeit der Programmperiode zu absorbieren. Es besteht zudem die Gefahr, dass die Aufmerksamkeit der Politik sich auf die Absorption konzentriert und dass die Qualität der unterstützten Projekte und ihre Wirksamkeit, die Entwicklungsziele zu erreichen, darunter leiden werden.

Aufgrund der Verschlechterung der gesamtwirtschaftlichen Lage und der dadurch drohenden Senkung der öffentlichen Haushalte,  ist es gleichzeitig wichtiger geworden sicherzustellen, dass die Finanzmittel so effektiv wie möglich eingesetzt werden. In einer Reihe von Ländern stellen der EFRE und der Kohäsionsfonds sogar praktisch die einzige Finanzierungsquelle für regionale Entwicklungsausgaben dar.

Die Schwierigkeiten bei der in diesem Bericht dokumentierten Bewertung der Ergebnisse der Programme verdeutlichen den Bedarf an relevanteren und einheitlicheren Indikatoren und dazugehörigen aussagekräftigeren Kommentaren, wenn der Fortschritt in Richtung einer Erfüllung der Politikziele angemessen überwacht und beurteilt werden soll.

Ebenso verlangt das wachsende Wissen über die Auswirkung bestimmter Interventionen in verschiedenen Bereichen als Folge der steigenden Zahl der durchgeführten Bewertungen nach wirksamen Mitteln zur Verbreitung von Informationen, damit sie EU-weit in die zukünftigen politischen Entscheidungsprozesse einfließen können. Des Weiteren besteht ein Bedarf nach einer Verbesserung der Bewertungsmethoden, die dazu dienen, die Gültigkeit der Ergebnisse sicherzustellen und die wesentlichen Merkmale der Maßnahmen festzulegen, um sie auch an anderen Orten entsprechend erfolgreich einzuführen.

Darüber hinaus gibt es auch eine dringende Notwendigkeit, die Mitgliedstaaten, die keine Evaluationen durchführen oder ihre Erkenntnisse nicht nutzen, von den Vorteilen der nachweisgestützten Strategieplanung zu überzeugen, insbesondere in einem Kontext, in dem es für die Steuerzahler von höchster Bedeutung ist, dass wirtschaftlich gearbeitet wird.
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� Die Erstellung des vorliegenden Berichts verzögerte sich, weil es notwendig war, die zu den Kernindikatoren ausgewiesenen Daten zu überprüfen und eindeutige Fehler zu korrigieren.
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